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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.05.2001 

Geschäftszahl 

95/13/0292 

Rechtssatz 

Wenn der Abgabepflichtige, ein Rechtsanwalt, vorträgt, dass es ihm "im Zuge der Geschäftsanbahnung erst 
ermöglicht werden muss", die fachliche Qualifikation zur Lösung des konkret anstehenden Klientenproblems 
hervorzuheben und ferner ausführt, bei den zu den geltend gemachten Bewirtungskosten führenden 
Besprechungen habe es sich um solche mit ausländischen Rechtsanwälten gehandelt, denen über deren 
Nachfrage, ob der Abgabepflichtige auf den von ihnen angesprochenen Rechtsgebieten versiert sei, Auskunft 
unter Bekanntgabe seiner einschlägigen Erfahrung gegeben worden sei, so ist dieses Vorbringen grundsätzlich 
geeignet, die Voraussetzungen einer Bewirtung anlässlich einer gebotenen Leistungsinformation zu erfüllen. 


